
 
 
 
 
 

Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister | Sitz der Stiftung: Stadt Osnabrück | Vorstand: Gunda Rachut 
Stiftungsbehörde: Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems | Nr. Stiftungsverzeichnis: 16 (085)  1 

Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister | Öwer de Hase 18 | 49074 Osnabrück       
 

 
 

 
Geschäftszeichen: 
353603/XXX.SP.24#0001 
 
 
29. Oktober 2024 

 

 

Feststellungsbescheid über die Einordnung einer Verpackung als systembeteiligungspflichtig 
nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG (Allgemeinverfügung) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf Grundlage von § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die 
Rücknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz – VerpackG) 
erlässt die Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister („Zentrale Stelle“) im Wege der 
Allgemeinverfügung folgenden Bescheid: 

1) Der farbig mit dem Schriftzug „Deutsche Post“ einschließlich des Symbols eines 
Posthorns, dem Schriftzug „GO GREEN“ und einem Postwertzeichen (Wert 80 Cent) 
bedruckte weiße Briefumschlag aus Papier mit Sichtfenster (DIN C5, 162 x 229 mm) zum 
Versand von unter anderem einer Werbebroschüre mit dem Titel „Philatelie aktuell – 
Neues auf Münze und Marke“ in der Gestaltung gemäß den Abbildungen in der Anlage 
zu diesem Bescheid ist eine systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. 

2) Der in schwarzer Farbe mit den Schriftzügen „GO GREEN Plus“ und „Postsache Service 
des postes“ bedruckte graue Briefumschlag aus Papier mit Sichtfenster (DIN C6/5, 114 
x 229 mm) zum Versand eines Werbeanschreibens, eines Antwortbogens sowie 
unterschiedlicher Werbeflyer in der Gestaltung gemäß den Abbildungen in der Anlage 
zu diesem Bescheid ist eine systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. 

3) Der farbig mit dem Schriftzug „Deutsche Post“ einschließlich des Symbols eines 
Posthorns und den Schriftzügen „DHL“ und „GO GREEN Plus“ und „Postsache Service 
des postes“ bedruckte weiße Briefumschlag aus Papier mit Sichtfenster (DIN C6/5, 114 
x 229 mm) zum Versand eines Werbeschreibens zu Versandoptionen der 
Antragstellerin und der DHL Paket GmbH mit einem Antwortbogen zur Vereinbarung 
eines Beratungstermins in der Gestaltung gemäß den Abbildungen in der Anlage zu 
diesem Bescheid ist eine systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. 

4) Der in schwarzer Farbe mit den Schriftzügen „GO GREEN Plus“ und „Postsache Service 
des postes“ bedruckte graue Briefumschlag aus Papier mit Sichtfenster (DIN C6/5, 114 
x 229 mm) zum Versand einer individuellen Entgeltabrechnung und Werbeflyern für 
individualisierte Briefmarken oder die Inanspruchnahme eines Online-Briefkasten 
namens „Postscan“ in der Gestaltung gemäß den Abbildungen in der Anlage zu diesem 
Bescheid ist eine systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. 
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Gründe 

Die Deutsche Post AG („Antragstellerin“) hat anwaltlich vertreten mit Schreiben vom 11.06.2024 
(„Einordnungsantrag“) eine Entscheidung über die Einordnung von insgesamt vier teilweise 
unterschiedlich gestalteten und unterschiedlich befüllten Briefumschlägen, auch als Versandhüllen 
bezeichnet („Prüfgegenstände 1) bis 4)“, gemeinsam auch „Prüfgegenstände“) als 
systembeteiligungspflichtige Verpackungen nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG 
beantragt. 

Die Antragstellerin hält die Prüfgegenstände nicht für Verpackungen im Sinne des 
Verpackungsgesetzes und daher auch nicht für systembeteiligungspflichtig. Die Umschläge würden 
von ihr zwar unter anderem mit Werbematerial befüllt und versandt. Bei dem jeweils versandten Inhalt 
handele sich indes nicht um „Waren“, sondern um „Briefe“ und damit in Anlehnung an ein Urteil des 
OLG Köln (Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98) um kommerzielle Korrespondenz, bei der die 
gedankliche Information im Vordergrund stehe. Daher seien die Briefumschläge trotz der faktischen 
Aufnahme-, Schutz- und Lieferungsfunktion für den jeweiligen Inhalt keine Verpackungen.  

Die Antragstellerin hält es für mit den verpackungsrechtlichen Wertungen unvereinbar, auf eine im 
Kontext der Warenverkehrsfreiheit geprägte Definition abzustellen. Vielmehr sei der Warenbegriff im 
Verpackungsgesetz entsprechend der verpackungsrechtlichen Wertungen auszulegen.  

 

Die Prüfgegenstände sind systembeteiligungspflichtige Verpackungen im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. 

Im Einzelnen: 

Der Antrag ist zulässig. 

Die Antragstellerin hat in Bezug auf die Prüfgegenstände ein berechtigtes Interesse an einer 
Entscheidung über das Bestehen einer Systembeteiligungspflicht, da sie die Prüfgegenstände im 
Geltungsbereich des Verpackungsgesetzes an Dritte versendet. 

Die Prüfgegenstände waren noch nicht Gegenstand eines Antrags nach 
§ 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG. 

 

Die Prüfgegenstände sind systembeteiligungspflichtige Verpackungen im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. Sie sind jeweils eine mit Ware befüllte Verkaufsverpackung in Gestalt einer 
Versandverpackung, die nach Gebrauch auch typischerweise beim privaten Endverbraucher als 
Abfall anfällt 

1. Verpackung von Ware 

Die Prüfgegenstände sind sämtlich Verpackungen im Sinne des § 3 Absatz 1 VerpackG. 

Verpackungen sind gemäß § 3 Absatz 1 VerpackG aus beliebigen Materialien hergestellte 
Erzeugnisse zur Aufnahme, zum Schutz, zur Handhabung, zur Lieferung oder zur Darbietung von 
Waren, die vom Rohstoff bis zum Verarbeitungserzeugnis reichen können und vom Hersteller an den 
Vertreiber oder Endverbraucher weitergegeben werden. 
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a) Verpackungsfunktion 

Die Prüfgegenstände erfüllen Verpackungsfunktionen im Sinne des § 3 Absatz 1 VerpackG. Sie 
dienen als Versandhülle der Aufnahme, dem Schutz und der Lieferung ihres Inhalts. 

b) Verpackungsfunktion in Zusammenhang mit einer Ware 

Die Prüfgegenstände sind, auch nach einem verpackungsrechtlich ausgelegten Warenbegriff, 
ausschließlich oder jedenfalls auch mit „Waren“ befüllt. 

aa) Prüfgegenstand 1) 

Der Prüfgegenstand 1) wird von der Antragstellerin mit einer mehrseitigen, farbig gestalteten 
Broschüre mit dem Titel „Philatelie aktuell – Neues auf Münze und Marke“ („Werbebroschüre“) zum 
anschließenden Versand befüllt. Es handelt sich bei der Werbebroschüre um ein Werbeangebot der 
Antragstellerin selbst für von ihr in ihrem Online-Shop vertriebene Sammelobjekte und 
Sondereditionen verschiedener Art. 

Bei einer Werbebroschüre als einem in einem Druckerzeugnis verkörperten Werbematerial handelt 
es sich um eine „Ware“ im Sinne von § 3 Absatz 1, 8 VerpackG. 

Der Begriff „Ware“ ist in den Begriffsbestimmungen in § 3 VerpackG nicht legaldefiniert. 

Die Zentrale Stelle zieht nach ihrer Entscheidungspraxis zur Einordnung verschiedener Versandhüllen 
nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG („DINA-4-Blatt und Umschlag aus Papier zum 
Versand einer Kreditkarte“ vom 06.01.2023; DIN-A4-Blatt und Umschlag zum Versand einer 
Debitkarte“ vom 27.04.2023; „Briefumschlag aus Papier für ein Paar Babyschuhe“ vom 15.09.2022) 
ebenso wie das Umweltbundesamt in einem bereits gegenüber der Antragstellerin im 
Verwaltungsverfahren der Zentralen Stelle ergangenen Widerspruchsbescheid die vom Europäischen 
Gerichtshof geprägte Definition des Begriffes der „Waren“ heran. Danach sind unter Waren 
„Erzeugnisse zu verstehen, die einen Geldwert haben und deshalb Gegenstand von 
Handelsgeschäften sein können“ (EuGH, Urteil vom 03.12.2015 – C-301/14, juris-Rn. 47).  

Nach der unter der vom Verpackungsgesetz abgelösten Verordnung über die Vermeidung und 
Verwertung von Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung – VerpackV) ergangenen 
Rechtsprechung zu Versandhüllen ist im Sinne der umweltpolitischen Zwecksetzung der 
Verpackungsverordnung der Begriff der Ware weit auszulegen (eine „möglichst weite Auslegung des 
Warenbegriffs“, vgl. OLG Köln, Urteil vom 9.2.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 37). Dies gilt auch unter 
dem Verpackungsgesetz, da sich die abfallwirtschaftliche Zielsetzung durch das Verpackungsgesetz 
insoweit nicht verändert hat (vgl. § 1 Absatz 1 VerpackV und § 1 Absatz 1 VerpackG). Im Übrigen ist 
auch der Begriff der Verpackung insgesamt weit auszulegen (EuGH, Urteil vom 29.04.2004 – C-
341/01, juris-Rn. 56 f.; Bartholmes in GK-KrWG, 2. Aufl. 2019, VerpackG, § 3 Rn. 4). 

In dem von der Antragstellerin hervorgehobenen verpackungsrechtlichen Kontext wird unter Ware 
nach herrschenden Meinung deswegen sogar weitergehend als nach dem vorgenannten 
Warenbegriff eine „bewegliche Sache“ bzw. ein „körperlicher Gegenstand“ verstanden, 

- „die gewerbsmäßig mit dem Ziel des Vertriebs, des Verbrauchs oder der Verwendung an Dritte 
abgegeben wird“ (Flanderka/Stroetmann/Hartwig, VerpackG, Seite 90; ebenso bereits Fischer 
in Fluck/Frenz/Fischer/Franßen, Kreislaufwirtschafts-, Abfall- und Bodenschutzrecht mit EU-
Abfallrecht, 163. Aktualisierung, VerpackV § 3 Rn. 108) oder  

- die „einem Verbraucher gewerblich zum Gebrauch oder Verbrauch zur Verfügung gestellt wird, 
ohne Rücksicht auf die rechtliche Qualifizierung des Vertragsverhältnisses“ (OLG Köln, 
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Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 37; Fischer/Arndt, VerpackV, 2. Aufl. 2007, § 3 
Rn. 8) oder  

- der „an den Vertreiber oder Endverbraucher weitergegeben wird“ (Bartholmes in GK-KrWG, 
2. Aufl. 2019, VerpackG § 3 Rn. 5).  

Die Einordnung von in einem Druckerzeugnis verkörpertem Werbematerial wie Kataloge, Broschüren 
und Flyer als eine „Ware“ im Sinne des § 3 Absatz 1 VerpackG ergibt sich aus dem Zweck der 
Werbung, an ein Handelsgeschäft anzuknüpfen und erst recht aus der gewerbsmäßigen Abgabe mit 
dem Ziel des Vertriebs. 

Weiterhin ergibt sich die Qualifikation von in einem Druckerzeugnis verkörperten Werbematerial aus 
der in der Verpackungsverordnung und dem Verpackungsgesetz gleichermaßen enthaltenen Ziffer 2 
Buchstabe a Spiegelstrich 3 der Anlage 1 zu § 3 Absatz 1 VerpackV bzw. VerpackG und Anhang 1 
zu Artikel 3 der Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.12.1994 
über Verpackungen und Verpackungsabfälle. Danach sind auch „Versandhüllen, die Kataloge und 
Magazine enthalten“ Gegenstände, die als Verpackungen gelten. Durch die ausdrückliche Aufnahme 
des Begriffs „Katalog“, der in diesem Zusammenhang einen Werbekatalog beschreiben soll, in dem 
verschiedene Produkte und/oder Dienstleistungen eines Wirtschaftsakteurs aufgelistet werden, wird 
ersichtlich, dass der Gesetzgeber nicht nur die Abgabe von Produkten selbst, sondern auch die 
Abgabe von Werbematerialien, die eine Vertragsanbahnung erst ermöglichen sollen, in 
Verpackungen als Inverkehrbringen einer mit Ware befüllten Verpackung ansieht.  

Werbekataloge und Postwurfsendungen wurden dementsprechend schon unter der 
Verpackungsverordnung im Vollzug als systembeteiligungspflichtig eingeordnet (Mitteilung der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 37 „Umsetzung der Verpackungsverordnung“ vom 
08.02.2017, Seite 10). 

Auch das von der Antragstellerin in Bezug genommene OLG Köln, verneint das Vorliegen einer 
„Ware“ (nur) dann, wenn die in dem Druckerzeugnis verkörperte Information allein deswegen erfolgt, 
um dem Empfänger einen gedanklichen Inhalt zu vermitteln, der „zu Beweiszwecken [oder 
gelegentlich noch einmal] zur Stütze des Gedächtnisses“ genutzt werden soll, wie dies bei einer 
„Verkörperung in Gestalt eines Briefes, eines Vertragsdokuments, einer Rechnung oder von 
Geschäftsbedingungen“ der Fall sein soll (OLG Köln, Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 39, 
ebenso Bartholmes in GK-KrWG, 2. Aufl. 2019, VerpackG, § 3 Rn. 6). 

Nach verpackungsrechtlicher herrschenden Meinung besteht schließlich Einigkeit darüber, dass die 
unentgeltliche Abgabe einer Ware, wie sie bei Werbematerialien erfolgt, das begriffliche Vorliegen 
einer Ware nicht ausschließt, solange die Abgabe in gewerblichem Zusammenhang erfolgt (so bereits 
auch Mitteilung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 37 „Umsetzung der 
Verpackungsverordnung“ vom 08.02.2017, Seite 10). 

„Hier kann es wiederum, ausgehend von der abfallwirtschaftlichen Zielsetzung der 
Vorschrift, nicht entscheidend darauf ankommen, ob der Abgabevorgang entgeltlich 
oder unentgeltlich erfolgt. Auch das Gratisexemplar, mit dem zum Beitritt für einen 
Buchklub geworben wird oder das kostenlose Probeabonnement einer Zeitung oder 
Zeitschrift sind Waren in diesem Sinne.“  

In § 3 Absatz 9 VerpackG ist dies ausdrücklich geregelt, weil danach auch die „unentgeltliche Abgabe 
[…] mit dem Ziel des Vertriebs, des Verbrauchs oder der Verwendung“ ein Inverkehrbringen (von 
Verpackungen) darstellt.  

Auf eine – vermeintlich fehlende – „Marktfähigkeit“ kommt es in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des OLG Köln und dem Vorstehenden demgegenüber nicht an. Denn nach der 



 
 
 
 
 

Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister | Sitz der Stiftung: Stadt Osnabrück | Vorstand: Gunda Rachut 
Stiftungsbehörde: Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems | Nr. Stiftungsverzeichnis: 16 (085)  5 

verpackungsrechtlichen Zielsetzung werden auch unentgeltlich abgegebene Werbegeschenke unter 
den Warenbegriff gefasst (OLG Köln, Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 39; ebenso bereits 
Mitteilung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 37 „Umsetzung der 
Verpackungsverordnung“ vom 08.02.2017, Seite 10). Ohne Frage ist dies auch im Übrigen bei 
Werbematerialien der Fall, da über sie regelmäßig ein Handelsgeschäft zwischen Werbeagentur, 
Druckerei und werbendem Unternehmen geschlossen wird. Auch wenn das Werbematerial aus Sicht 
des Empfängers vielleicht wertlos sein sollte, so hat das Werbematerial doch jedenfalls für den 
Werbenden einen entsprechenden Wert. Dies gilt auch über alle Handelsstufen. Gerade bei dem 
Versand an (potenzielle) Kunden liegt der auf den Abschluss eines konkreten Handelsgeschäfts 
gerichtete Werbezweck, dem die Verkörperung dient, vor. 

Der Prüfgegenstand 1) wird unter anderem mit der Werbebroschüre befüllt. Bei der Werbebroschüre 
handelt es sich ausgehend von ihren Gestaltungsmerkmalen ersichtlich um einen „Katalog“ im Sinne 
von Ziffer 2 Buchstabe a Spiegelstrich 3 der Anlage 1 zu § 3 Absatz 1 VerpackG.  

Für dieses Ergebnis spricht auch das von der Antragstellerin in Bezug genommene Urteil des 
OLG Köln. Das OLG Köln hatte über Preisinformationen zu entscheiden, welche die Kunden eines 
Telefonunternehmens über eine ab Jahreswechsel geltende neue Tarifstruktur informierten. Auch dort 
war der übermittelte Gedankeninhalt von Bedeutung, wie das OLG Köln ausdrücklich feststellte (OLG 
Köln, Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 42). Art und Aufmachung der übermittelten 
Preisinformationen zeigte jedoch auf, dass die reine Informationsübermittlung nicht der alleinige 
Zweck der Übersendung war. Vielmehr war auch ein Vorwahlverzeichnis beigefügt, das von den 
Kunden benutzt werden konnte. Jedenfalls in dem Vorwahlverzeichnis sah das OLG Köln eine „Ware“ 
– und dies ausdrücklich unabhängig davon, ob dieses Vorwahlverzeichnis mit „notwendigen 
Kundeninformationen [d.h. den Tarifinformationen, Anm. Zentrale Stelle] verbunden“ war (OLG Köln, 
Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 42 f.). 

So liegt es hier: Der Prüfgegenstand 1) wird mit der Werbebroschüre und zusätzlich mit einem 
Anschreiben „Die Jahreszusammenstellungen und vieles mehr!“ unter Abbildung eines Produkts mit 
Preisangabe und der rot hervorgehobenen Angabe einer Bestell-Hotline und einem farbig bedruckten 
DIN A4-Papier mit der Überschrift „Philatelistische Sammlerstücke zu aktuellen Themen“ mit 
Abbildungen von Produkten mit Bestellnummern und Preisangaben befüllt. Alle Inhalte des 
Prüfgegenstands 1) enthalten keine „notwendigen Kundeninformationen“ wie Rechnungen, 
Vertragsdokumente oder ähnliches, sondern dienen allein der Anbahnung eines künftigen 
Handelsgeschäfts. Es stehen – ausgehend von ihrer Gestaltung und ihren Inhalten – dezidiert nicht 
die reine Informationsübermittlung beziehungsweise bloße Dokumentationszwecke im Vordergrund, 
sondern die konkrete Nutzung zu Werbezwecken mit dem Ziel des Abschlusses eines Kaufvertrags 
über die beworbenen Produkte.  

Alle Inhalte des Prüfgegenstand 1) dienen nicht lediglich der Übermittlung gedanklicher Inhalte, 
sondern verfolgen einen konkreten Werbezweck. Sie sollen dem (potenziellen) Kunden das 
dargestellte Angebot und dessen Vorzüge anschaulich näherbringen und ihn so als Kunden 
akquirieren. Dies geschieht durch die gewählte Aufmachung und Gestaltung, um die Werbebotschaft 
gerade in dieser Ausgestaltung ihren (potenziellen) Kunden zu übermitteln. So sind sie bebildert sowie 
farblich gestaltet und die Formulierungen in Form von Slogans gewählt. Selbst wenn sie lediglich 
einmal betrachtet und dann unmittelbar entsorgt würden, sollen bei objektiver Betrachtung die 
Aufmachung dazu dienen, die Aufmerksamkeit des Kunden zu erreichen. Aus diesem Grund kommt 
es dem werbenden Unternehmen nicht allein darauf an, eine Informationen in Form der Mitteilung von 
Fakten zu übermitteln, wie es bei Vertragsunterlagen/ -bedingungen der Fall wäre (vgl. zu dieser 
Abgrenzung auch OLG Köln, Urteil vom 09.02.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 42), sondern dem 
(potenziellen) Kunden soll Werbematerial in gerade dieser gewählten Ausprägung und mit der 
konkreten Werbeaussage verkörpert zur Verfügung gestellt werden. Dies geht über kommerziellen 
Schriftverkehr hinaus. 
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Insbesondere handelt sich bei den Inhalten des Prüfgegenstand 1) nicht lediglich um eine „notwendige 
Kundeninformation“, wie dies bei den von der Antragstellerin angeführten Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Fall wäre, sondern um die Übersendung von Werbematerialien, die dem 
künftigen, freiwilligen Abschluss eines Handelsgeschäfts dienen und für diesen Zweck angesichts der 
beigefügten Bestellnummern, Preisangaben, Telefonhotline und Reservierungs-Nummern auch 
konkret benutzt werden sollen. Eine Vergleichbarkeit zu „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ ist 
damit nicht gegeben.  

Dasselbe gilt für den Verweis der Antragstellerin auf „Bilderrahmen“ und „Müllsäcke“. In diesen Fällen 
fehlt es, anders in Bezug auf den Prüfgegenstand 1) und dessen Inhalten, ersichtlich an dem 
gewollten Hinwirken auf den künftigen Abschluss eines Handelsgeschäfts.  

Für die Erfüllung des Begriffes der „Ware“ im Sinne von § 3 Absatz 1, 8 VerpackG ist es zuletzt 
unerheblich, dass ein Umschlag wie der Prüfgegenstand 1) auch zum Versand von Briefpost und 
damit auch zu anderen Zwecken als zum Versand von Werbematerialien als „Waren“ im Sinne des 
§ 3 Absatz 1, 8 VerpackG verwendet werden kann. Die Mehrfachverwendung („dual-use“) von 
Gegenständen als Verpackung oder zu anderen Zwecken ist bei diversen Gegenständen möglich 
beziehungsweise üblich. Die Verpackungseigenschaft wird nach dem Wortlaut des 
§ 3 Absatz 1 VerpackG funktional bestimmt und entsteht bei Vorliegen eines bestimmten Inhalts 
(„Ware“), ohne dass nach den gesetzlichen Vorgaben eine „Allgemeingültigkeit“ für den jeweiligen 
Gegenstand Voraussetzung wäre. 

bb) Prüfgegenstände 2) bis 4) 

Die Ausführungen zu Prüfgegenstand 1) gelten entsprechend für die Prüfgegenstände 2) bis 4).  

In diesen Prüfgegenständen sind jedenfalls auch Werbematerialien enthalten, die unter den 
verpackungsrechtlichen Begriff der „Ware(n)“ fallen. 

So enthält der Prüfgegenstand 2) ein Werbeanschreiben, das Aktionen „zur Imagewerbung über 
Veranstaltungseinladung und Verkaufsangeboten zu saisonalen Werbeanlässen“ bewirbt sowie 
zugehörige Werbeflyer (Werbung für Printmailings wie „Dialogpost“ und „Postaktuell“). 

Der Prüfgegenstand 3) enthält ebenfalls ein Werbeanschreiben mit werbenden Aussagen zum 
nachhaltigen „Waren- und Paketversand“, der „Werbung per Post“ und „Digitale Services für 
Briefversand“, die in einem Beratungstermin sodann weiter beworben und anschließend beauftragt 
werden sollen. 

Auch der Prüfgegenstand 4) enthält diverse Werbeflyer für individuell gestaltbare Briefmarken. Zwar 
enthält er auch eine Entgeltabrechnung. Diese erfüllt für sich genommen den verpackungsrechtlichen 
Begriff „Ware“ nicht, da sie lediglich Verkörperung eines gedanklichen Inhalts der Abrechnung 
beziehungsweise zu Beweiszwecken und nicht dem Abschluss eines Handelsgeschäftes dient. 
Allerdings sind im Prüfgegenstand 4) auch Werbematerialien enthalten, die unter den 
verpackungsrechtlichen Begriff „Ware“ fallen.  

Ist in Bezug auf einen Gegenstand, mit dem die Verpackung befüllt wird, die Wareneigenschaft 
gegeben, kann die Wareneigenschaft für andere enthaltene Gegenstände dahinstehen (OLG Köln, 
Urteil vom 9.2.1999 – 14 U 25/98, juris-Rn. 43). Nach der abfallwirtschaftlichen Zielsetzung des 
§ 1 Absatz 1 Satz 2 und 3 VerpackG, Verpackungsabfälle vorrangig zu vermeiden und somit den 
Einsatz von Verpackungsmaterialien möglichst zu reduzieren, darf kein Fehlanreiz gesetzt werden.  

Folgerichtig stellt der Versand von Werbematerialien auch dann den Versand einer Ware dar, wenn 
der Versand originär auf notwendigen Vertrags-/Abrechnungsinformationen wie einer 
Entgeltabrechnung beruht. Auch eine hypothetische Betrachtung, dass der Versand der 
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Entgeltabrechnung ohne die Werbematerialien mit denselben Versandmaterialien stattgefunden 
hätte, ist verpackungsrechtlich irrelevant. Von der Definition des § 3 Absatz 1 VerpackG sind nach 
dem Wortlaut alle Versandhüllen erfasst, die (mindestens) eine Ware enthalten. Dies gilt mit Blick auf 
die gesetzliche Zielsetzung unabhängig von Auswirkungen anderer Inhalte als Waren. Zu deren 
Durchsetzung muss jede Versandhülle, die mit einer Ware versandt wird, vom Pflichtenregime des 
Verpackungsgesetzes erfasst sein. 

2. Verkaufsverpackungen in Gestalt von Versandverpackungen 

Die Prüfgegenstände sind Verkaufsverpackungen in Gestalt von Versandverpackungen im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Halbsatz 2 Buchstabe b VerpackG. 

Verkaufsverpackungen sind gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Halbsatz 1 VerpackG 
Verpackungen, die typischerweise dem Endverbraucher als Verkaufseinheit aus Ware und 
Verpackung angeboten werden. 

Als Verkaufsverpackungen gelten auch Versandverpackungen im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 Nummer 1 Buchstabe b VerpackG, also Verpackungen, die erst beim 
Letztvertreiber befüllt werden, um den Versand von Waren an den Endverbraucher zu ermöglichen 
oder zu unterstützen. 

Endverbraucher ist gemäß § 3 Absatz 10 VerpackG jeweils derjenige, der die Ware in der an ihn 
gelieferten Form nicht mehr gewerbsmäßig in Verkehr bringt, sie also gebraucht, verbraucht oder 
verarbeitet. 

Die Prüfgegenstände ermöglichen objektiv den Versand (zumindest auch) von Waren. Sie werden 
befüllt, um die Werbematerialien an (potenzielle) Kunden zu versenden. Aus diesem Grund sind sie 
entweder mit einem Wertzeichenaufdruck (Postwertzeichen im Wert von 80 Cent im Sinne des § 43 
Postgesetzes) oder mit dem Aufdruck „Postsache – Service des postes“, der die Frankierung ersetzt, 
versehen. 

3. Typischer Anfall als Abfall beim privaten Endverbraucher 

Eine Systembeteiligungspflicht von Verkaufsverpackungen, auch in Gestalt von 
Versandverpackungen, besteht nur dann, wenn diese im Sinne des § 3 Absatz 8 VerpackG nach 
Gebrauch auch typischerweise beim privaten Endverbraucher als Abfall anfallen. 

Private Endverbraucher sind gemäß § 3 Absatz 11 Satz 1 VerpackG private Haushaltungen und 
diesen nach der Art der dort typischerweise anfallenden Verpackungsabfälle vergleichbare 
Anfallstellen. Vergleichbare Anfallstellen sind gemäß § 3 Absatz 11 Satz 2 VerpackG beispielsweise 
Verwaltungen.  

Die Prüfgegenstände fallen nach Gebrauch auch typischerweise beim privaten Endverbraucher als 
Abfall an.  

Die Zentrale Stelle hat auf Grundlage einer Gesamtmarktuntersuchung der 
GVM Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung mbH mit Sitz in Mainz zum typischen Anfall einer 
Verpackung eine Verwaltungsvorschrift in Form eines Katalogs systembeteiligungspflichtiger 
Verpackungen einschließlich eines Leitfadens erlassen (Stand Juli 2023) und auf ihrer Internetseite 
veröffentlicht. Den Katalog systembeteiligungspflichtiger Verpackungen und den Leitfaden zieht sie 
bundeseinheitlich als Grundlage für ihre Einordnungsentscheidungen heran. 

Gemäß dem Produktblatt 33-000-0060 in der Produktgruppe Printmedien 
(Produktgruppennummer 33-000) fallen Versandverpackungen aller Art von Werbematerial und 
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Katalogen typischerweise in Privathaushalten und vergleichbaren Anfallstellen im Sinne von 
§ 3 Absatz 11 an. Dies umfasst nach dem Produktblatt ausdrücklich insbesondere Einzeleinschläge 
im Postversand, jedoch auch jede andere Form von Versandverpackung. 

Kommt man wie vorliegend zu dem Ergebnis, dass bestimmte Verpackungen mehrheitlich bei privaten 
Endverbrauchern anfallen werden, so sind diese Verpackungen vollumfänglich 
systembeteiligungspflichtig, auch wenn einzelne Verpackungen später tatsächlich bei anderen als 
privaten Endverbrauchern als Abfall anfallen sollten. Eine Aufspaltung von identischen Verpackungen 
in eine systembeteiligungspflichtige und eine gewerbliche Menge ist nicht zulässig (Bundestags-
Drucksache 18/11274, Seite 83 f.). Entscheidend für die Bestimmung des typischen Anfalls ist das 
Ergebnis der Betrachtung des Gesamtmarktes. 

Etwaige Verpackungskomponenten und Zusatzelemente, die in eine Verpackung integriert sind, 
gelten nach Anlage 1 zu § 3 Absatz 1 VerpackG Nummer 1 Buchstabe c als Teil der Verpackung, in 
die sie integriert sind. 

 

Für diesen Bescheid entstehen keine Kosten. 

Dieser Verwaltungsakt wurde mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage gefertigt und ist ohne 
Unterschrift gültig. 

Die Zentrale Stelle veröffentlicht Einordnungsentscheidungen ohne persönliche Daten auf ihrer 
Internetseite. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Stiftung 
Zentrale Stelle Verpackungsregister, Osnabrück, erhoben werden. Die Frist wird auch durch 
Einlegung des Widerspruchs bei der Widerspruchsbehörde (Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau) 
gewahrt. 

 

Stiftung Zentrale Stelle 
Verpackungsregister 
 
gez. 
Gunda Rachut 
Vorstand 

  



 
 
 
 
 

Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister | Sitz der Stiftung: Stadt Osnabrück | Vorstand: Gunda Rachut 
Stiftungsbehörde: Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems | Nr. Stiftungsverzeichnis: 16 (085)  9 

Anlage 

Abbildungen Prüfgegenstand 1) 
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Abbildungen Prüfgegenstand 2) 
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Abbildungen Prüfgegenstand 3) 
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Abbildungen Prüfgegenstand 4) 
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